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 Mehr Akademiker für den 
deutschen Arbeitsmarkt
Im Jahr 2017 haben rund 502 000 
Studenten ihre Abschlussprüfung 
an einer Hochschule in Deutsch-
land abgelegt. Wie das Statisti-
sche Bundesamt heute berichtete, 
war das ein Anstieg um zwei Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr. 
Gut ein Viertel der Studierenden 
hatte auf Technik gesetzt: 26 Pro-
zent erwarben einen Abschluss in 
den Ingenieurwissenschaften. Den 
größten Anteil der Hochschulab-
solventen hatte die Gruppe 
Rechts-, Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften mit 40 Prozent.

 Drei Tote nach  
Messerattacke in Frankreich 
Nach einem Messerangriff in 
Frankreich gehen Ermittler nicht 
von einem Terrorakt aus. Die Un-
tersuchungen gingen aber weiter, 
sagte Innenminister Gérard Col-
lomb. Der Täter habe große psy-
chische Probleme gehabt. Der 
Mann hatte im westlichen Umland 
von Paris zwei Angehörige ersto-
chen und einen Menschen schwer 
verletzt. Der IS hatte die Tat für 
sich reklamiert. Der Angreifer 
wurde von der Polizei getötet.

HEUTE  Fox: Trump erwägt 
Manaforts Begnadigung
US-Präsident Donald Trump 
wird dem Sender Fox News 
zufolge eine Begnadigung 
seines früheren Wahlkampf-
leiters in Erwägung ziehen. 
Paul Manafort wurde diese 
Woche wegen Banken- und 
Steuerbetrugs schuldig ge-
sprochen. Das Strafmaß 
steht noch aus. Trump hat 
Fox ein Interview gegeben, 
von dem bislang nur Auszü-
ge bekannt sind. Fox-Repor-
terin Ainsley Earhardt zufol-
ge hat der US-Präsident in 
dem Gespräch die mögliche 

Begnadigung erwähnt. „Ich 
denke, er fühlt sich schlecht 
wegen Manafort. Sie waren 
Freunde“, sagte die Journa-
listin gestern. 

Trump hatte Manafort 
gestern einen „tapferen 
Mann“ genannt, der anders 
als sein Ex-Anwalt Michael 
Cohen dem Druck der Justiz 
standgehalten habe. Cohen 
hatte sich vor Gericht mehre-
rer Verbrechen schuldig be-
kannt und angegeben, von 
Trump angewiesen worden 
zu sein. rtr

Z ur Bekämpfung der Wohnungs-
knappheit empfiehlt ein Bera-
tergremium der Bundesregie-

rung ein Umdenken in der Wohnungs-
politik. Der Wissenschaftliche Beirat 
beim Wirtschaftsministerium wirbt für 
einen weitgehenden Verzicht auf den 
sozialen Wohnungsbau sowie die er-
satzlose Streichung der Mietpreisbrem-
se. Diese Maßnahmen hätten sich als 
unwirksam oder sogar kontraproduk-
tiv erwiesen, heißt es in einem neuen 
Gutachten.

SPD-Vize Thorsten Schäfer-Gümbel 
lehnte die Vorschläge als „marktradika-
len Unfug“ ab. Auch Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier (CDU) erwägt 
offenbar keine Abschaffung der Miet-
preisbremse. „Aktuell diskutieren wir in-
tensiv, wie die Mietpreisbremse durch 
gesetzliche Vorgaben zur Miettranspa-
renz verbessert werden kann“, erklärte 
Altmaier in einer ersten Reaktion.

In seinem Gutachten betrachtet der 
Beirat die Mietpreisbremse als weitge-

hend wirkungslos – und wäre sie wirk-
sam, würde sie nach Ansicht der Wis-
senschaftler die Wohnungsknappheit in 
den Ballungsräumen noch verschärfen. 
Wegen der begrenzten Möglichkeit von 
Mietsteigerungen gebe es nur wenig An-
reiz für Neubau und Modernisierung, 
erklärte der Konstanzer Volkswirtschaft-
ler Friedrich Breyer. Der Vorsitzende 
des Beirats, Hans Gersbach, ergänzte, 

bei einer funktionierenden Mietpreis-
bremse wäre ein Teil der möglichen 
Neubauprojekte nicht mehr profitabel.

Der soziale Wohnungsbau sollte nach 
Einschätzung des Gremiums zumindest 
stark zurückgefahren werden. Stattdes-
sen setzt der Beirat auf Anreize für den 
Neubau, etwa durch eine Lockerung 
von Bauvorschriften und eine Senkung 
der Grunderwerbsteuer. dpa

 Streit um sozialen Wohnungsbau

Baustelle in Stuttgart: Der Beirat fordert eine Senkung der Grunderwerbsteuer. dpa

► Regierungsbeirat empfiehlt 
Verzicht auf Mietpreisbremse.

►  SPD-Vize Schäfer-Gümbel: 
„marktradikaler Unfug.“
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Wirtschaft & Politik

 Italien: Streit um Verstaatlichung der Autobahn
In der italienischen Regierung zeichnet sich Wi-
derstand gegen eine Teilverstaatlichung des Au-
tobahnbetreibers Autostrade per l‘Italia ab. Ver-
kehrsminister Danilo Toninelli sagte, er wisse 
von diesem Vorstoß nichts. Ministerpräsident 
Giuseppe Conte hält dagegen einem Vertrauten 
zufolge eine Teilverstaatlichung für „keine 
schlechte Idee“. Zwei Insider hatten der Nach-
richtenagentur Reuters gestern gesagt, die 
Staatsbank Cassa Depositi e Prestiti könnte 
nach dem Einsturz einer Brücke in Genua die 
Mehrheit am Betreiber Autostrade übernehmen.

Kinder dürfen Schiff „Diciotti“ verlassen
Nach tagelangem Warten an Bord durften die 
minderjährigen Migranten das Schiff „Diciotti“ 
der italienischen Küstenwache in Sizilien verlas-
sen. Die rund 30 unbegleiteten Minderjährigen 
konnten in der Nacht im Hafen von Catania an 
Land gehen. 
Die übrigen 
der ur-
sprünglich 
177 Flücht-
linge, die 
das Schiff 
„Diciotti“ vor 
einer Woche 
auf See auf-
genommen 
hatte, durften allerdings weiterhin nicht ausstei-
gen. Italiens Innenminister Matteo Salvini ver-
langt, dass auch andere EU-Länder Migranten 
von dem Schiff übernehmen.
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 Australiens 
Premier Turnbull 
vor dem Aus 
In Australien steht schon wieder 
ein Premierminister vor dem po-
litischen Aus. Der liberale Regie-
rungschef Malcolm Turnbull hat 
nach einer Revolte innerhalb sei-
ner eigenen Partei kaum noch 
Chancen, sein Amt zu behalten. 
Die Entscheidung fällt möglicher-
weise morgen in einer neuen 
Kampfabstimmung. Angesichts 
von schlechten Umfragewerten 
und einer verlorenen Nachwahl 
hat der 63-Jährige intern immer 
weniger Rückhalt. Den mögli-
cherweise entscheidenden 
Schlag versetzten ihm heute drei 
prominente Minister, die gemein-
sam ihren Abschied aus dem Ka-
binett bekanntgaben. Damit hat 
Turnbull in seiner Fraktion offen-
bar keine Mehrheit mehr.

Auf einer kurzfristig einberufe-
nen Pressekonferenz lehnte er ei-
nen sofortigen Rücktritt ab. Turn-
bull erklärte sich jedoch bereit, 
morgen eine Sondersitzung der 
Fraktion einzuberufen. Dann 
könnte es zu einer neuen Kampf-
abstimmung um den Posten des 
Partei- und Regierungschefs 
kommen. 

Die meisten Beobachter sehen 
für den Premier kaum noch eine 
Chance, dass er seinen Posten be-
hält. Falls es eine Kampfabstim-
mung gibt, will Turnbull gar nicht 
mehr antreten. Ziel ist offensicht-
lich nur noch, seinen parteiinter-
nen Gegenspieler Peter Dutton 
zu verhindern. Als dessen mögli-
cher Gegenkandidat gilt der libe-
rale Partei-Schatzmeister Scott 
Morrison. dpa

D ie USA und China lassen ihren 
Handelsstreit immer weiter eska-
lieren. Die beiden größten Volks-

wirtschaften der Welt verhängten heute 
neue Sonderzölle von 25 Prozent auf Waren 
des anderen Landes im Volumen von je 16 
Milliarden Dollar. In den USA werden damit 
Abgaben vor allem fällig für Halbleiter, Che-
mikalien, Plastik, Motorräder und Elektro-
roller aus der Volksrepublik, in China für 
Benzin, Autos, Stahl und Medizintechnik 
aus den USA. Die neue Zollrunde fällt mit-
ten in die ersten Handelsgespräche beider 
Seiten seit Monaten. Doch US-Präsident Do-
nald Trump hatte schon im Vorfeld gesagt, 
dass dabei wohl nicht viel herauskommen 
werde. Er will, dass China mehr aus den 
USA importiert und wirft dem Land zudem 
unfaire Handelspraktiken sowie Diebstahl 
geistigen Eigentums vor.

Die USA hatten die jetzt in Kraft gesetz-
ten Zölle bereits vor einiger Zeit angekün-
digt und wollten sie nur dann nicht wirk-
sam werden lassen, wenn es bis zum 23. Au-
gust eine Einigung in dem Streit geben soll-

te. Das Handelsministerium in Peking kriti-
sierte das Vorgehen scharf und beschuldig-
te Trumps Regierung der Starrsinnigkeit. 
Ihre eigenen Gegenmaßnahmen hatten die 
Chinesen bereits vorbereitet und setzten 
sie heute unmittelbar in Kraft, als die neuen 
US-Zölle wirksam wurden. Mit dieser neuen 

Eskalationsstufe werden nunmehr Abga-
ben auf Waren beider Seiten im Wert von je-
weils 50 Milliarden Dollar fällig. Weitere 
Zölle sind zudem in Vorbereitung. Trump 
hat damit gedroht, praktisch sämtliche Chi-
na-Einfuhren in die USA im Volumen von 
mehr als 500 Milliarden Dollar mit Abga-
ben zu belegen. 

US-Handelsminister Wilbur Ross zeigte 
sich siegessicher. Zwar werde China nicht 
so leicht aufgeben und in einem gewissen 
Rahmen zurückschlagen, sagte er auf 
CNBC. „Am Ende des Tages haben wir viel 
mehr Patronen als sie. Und sie wissen dass. 
Wir haben eine viel stärkere Wirtschaft als 
sie. Und das wissen sie auch.“ Damit scheint 
Trumps Kabinett davon auszugehen, dass 
die USA China durch das Ausbremsen der 
Konjunktur und der Börsen in die Knie 
zwingen zu können. dpa/rtr

 Nächste Runde im Zollstreit 
► USA und China legen neue  

Sonderzölle auf Waren fest.

► Peking wirft US-Regierung 
„Starrsinn“ vor. 

 Lastwagen mit Container im Hafen von Qingdao: Insgesamt sind mittlerweile Abgaben 
auf Waren aus China und den USA im Wert von jeweils 50 Milliarden Dollar fällig. dpa
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 Experten sehen Eintrübung der US-Wirtschaft 
Die US-Wirtschaft wird nach Einschätzung von Ökonomen ihr zuletzt extrem hohes 
Wachstumstempo im weiteren Jahresverlauf nicht halten können. In einer Umfrage 
der Nachrichtenagentur Reuters unter mehr als 100 Volkswirten sagten diese für 
das laufende Sommerquartal im Schnitt eine auf das Jahr hochgerechnete Rate 
von drei Prozent voraus. Im Schlussquartal 2018 dürften es dann noch 2,7 Prozent 
sein. Damit wächst die US-Wirtschaft weiter deutlich schneller als andere Länder, 
aber nicht mehr so stark wie im zweiten Quartal dieses Jahres, als es 4,1 Prozent 
waren. Das war der höchste Wert seit knapp vier Jahren. rtr

News am AbendDONNERSTAG, 23.8.18 
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 Kanzlerin Merkel  
besucht Kaukasus
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
ist heute nach Georgien, Arme-
nien und Aserbaidschan aufge-
brochen. Erste Station ihrer drei-
tägigen Visite in der südkaukasi-
schen Krisenregion ist die georgi-
sche Hauptstadt Tiflis. Geplant 
sind Gespräche mit Ministerpräsi-
dent Mamuka Bachtadse und 
Präsident Giorgi Margwelaschwili.

Grüne wollen Hilfen für Bauern 
an Bedingungen knüpfen 
Die Finanzhilfen für die von der 
Dürre geschädigten Bauern soll-
ten nach Ansicht von Grünen-
Chef Robert Habeck an Bedin-
gungen geknüpft werden. Prinzi-
piell sei es gut, den Landwirten 
zu helfen. Noch besser wäre es 
aber gewesen, wenn die Auszah-
lung der Gelder an Bauern gehen 
würde, die ihre Äcker künftig 
nach ökologischeren Gesichts-
punkten bewirtschaften, sagte 
Habeck dem Sender NDR Info. 

Altmaier fordert Öko-Strom 
statt Schiffsdiesel für Häfen
Bundeswirtschaftsminister Peter 
Altmaier will den Ausbau von 
Landstrom in Häfen voranbrin-
gen. Ziel sei es, Schiffsdiesel „so-
weit es geht“ durch Strom aus er-
neuerbaren Energien zu ersetzen 
und damit für sauberere Luft zu 
sorgen, sagte Altmaier heute. Ei-
ne Arbeitsgruppe solle in den 
nächsten Wochen alle Alternati-
ven abwägen, wie der im Ver-
gleich zum Diesel deutlich teure-
re Landstrom billiger gemacht 
werden könne. Bisher erzeugen 
Schiffe auch in den Häfen ihren 
Strom durch Dieselverbrennung. 
Diese Abgase belasten die Luft.

 Pegida-Vorfall alarmiert Politik 

N ach dem Bekanntwerden neu-
er Details bei der Festsetzung 
eines ZDF-Filmteams am Ran-

de einer Pegida-Demonstration vergan-
gene Woche in Sachsen steigt der 
Druck auf Polizei und Landesregie-
rung. „Die Vorgänge müssen aufgeklärt 
werden“, sagte der Bundesvorsitzende 
des Deutschen Journalisten-Verbandes 
(DJV), Frank Überall, heute in Berlin. 
Bundesjustizministerin Katarina Barley 
betonte, die Pressefreiheit sei „ein ho-
hes Gut und elementarer Teil unseres 
Grundgesetzes“. Deshalb sei der Vorfall 
in Sachsen so besorgniserregend. Auch 
die SPD-Politikerin forderte, die sächsi-
schen Behörden müssten umfassend 
aufklären. 

Zudem fordert der Innenausschuss 
im sächsischen Landtag umfassende 
Aufklärung. „Das Thema wird uns 
schwer beschäftigen“, sagte der Vorsit-
zende des Innenausschusses, Mario Pe-
cher (SPD), heute vor Beginn der Aus-
schusssitzung. Beim Thema Nachfra-
gen versprach er, den Abgeordneten 

„ziemlich lange Zügel“ zu lassen. Er 
werde verfahrenstechnisch alles er-
möglichen, dass die Abgeordneten alle 
Informationen bekommen, sagte er.

Vergangenen Donnerstag hatte sich 
in Dresden ein Mann mit Hut in 
Deutschlandfarben einem ZDF-Team 
des Politmagazins „Frontal 21“ entge-
gengestellt und es zum Stopp der Film-
aufnahmen während einer Demonstra-
tion gegen den Besuch von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel aufgefordert. 

An der Kundgebung nahmen Anhänger 
der islamfeindlichen Pegida-Bewegung 
und der rechtspopulistischen AfD teil. 
Daraufhin kontrollierte die Polizei das 
ZDF-Team und hinderte es rund 45 Mi-
nuten daran, weiterzuarbeiten. Das In-
nenministerium teilte gestern mit, bei 
dem Mann, der sich verbal heftig gegen 
die Filmaufnahmen gewehrt hatte, 
handele es sich um einen „Tarifbeschäf-
tigten“ des Landeskriminalamtes. Der 
Mann sei nicht im Dienst gewesen. dpa

 Weniger Asylbewerber 
erhalten Geld vom Bund
Die Zahl der vom Staat unter-
stützten Asylbewerber ist in 
Deutschland 2017 im zwei-
ten Jahr in Folge deutlich ge-
sunken. Wie das Statistische 
Bundesamt mitteilte, erhiel-
ten zum Stichtag am 
31.12.2017 rund 468 000 
Menschen Regelleistungen 
nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG). Das 
sind 36 Prozent weniger als 
im Vorjahr mit 728 000 Men-
schen. Bereits 2016 war die 
Zahl im Vergleich zu 2015 um 
25 Prozent gesunken. 

Insgesamt hat Deutsch-
land laut Statistik im vergan-
genen Jahr 5,9 Milliarden Eu-
ro brutto für Leistungen 
nach dem AsylbLG ausgege-
ben.

Zudem werden Asylver-
fahren kürzer. Das geht aus 
einer Antwort der Bundesre-

gierung auf eine aktuelle An-
frage der Linksfraktion her-
vor. Danach vergingen im 
zweiten Quartal dieses Jah-
res zwischen der Antragstel-
lung und der Entscheidung 
des Bundesamtes für Migra-
tion und Flüchtlinge (Bamf ) 
im Durchschnitt 7,3 Monate. 
Im ersten Quartal dauerten 
die Verfahren noch 9,2 Mo-
nate. Im vergangenen Jahr 
hatten Asylbewerber durch-
schnittlich 10,7 Monate auf 
eine Entscheidung warten 
müssen.

Ein wichtiger Grund für 
den Rückgang ist wohl die 
gesunkene Zahl von Neuan-
kömmlingen. Im Juli dieses 
Jahres stellten 15 199 Auslän-
der in Deutschland einen 
Asylantrag. Das waren 9,8 
Prozent weniger als im Juli 
des Vorjahres. dpa/rtr

 Mehr Beschwerden 
wegen Datenschutz 
Bei der Berliner Daten-
schutzbeauftragten Maja 
Smoltczyk beschweren sich 
deutlich mehr Bürger über 
den Missbrauch ihrer per-
sönlichen Daten durch Un-
ternehmen. Hintergrund 
sind neue europäische Re-
geln, die seit 25. Mai in Kraft 
sind. In den Monaten Mai bis 
Juli 2018 seien 1380 Be-
schwerden persönlich be-
troffener Bürger eingegan-

gen, teilte Smoltczyk mit. Im 
Vorjahreszeitraum waren es 
noch 344 Eingaben.

Die neue Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) 
der EU soll Bürgern mehr 
Mitsprache dabei geben, was 
mit ihren Daten in Unterneh-
men, Vereinen oder Behör-
den passiert. Dazu gehören 
Name, Adresse, E-Mail-Adres-
se, Ausweisnummer oder 
IP-Adresse. dpa

Pegida-Anhänger bei einer Demonstration Mitte des Monats in Dresden. dpa

► Polizei nach Festhalten von 
TV-Team unter Druck. 

► Justizministerin Barley: „Vor-
fall ist besorgniserregend.“

 Bund will städtische Lkws mit Hardware nachrüsten
Bundesverkehrsminister An-
dreas Scheuer (CSU) hat zur 
Verbesserung der Luft in 
Städten Hardware-Nachrüs-
tungen für schwere Kommu-
nalfahrzeuge wie etwa Müll-
wagen angekündigt. Diese 
Fahrzeuge seien rund um die 

Uhr im Einsatz, eine Umrüs-
tung an der Abgas-Hardware 
sei deswegen sinnvoll, sagte 
er heute beim Besuch eines 
Abgaslabors des Kraftfahrt-
Bundesamtes (KBA) in Flens-
burg. Das Ministerium arbei-
te an einem Förderpro-

gramm für kommunale 
Fahrzeuge über 3,5 Tonnen 
Gewicht. Bei schweren Kom-
munalfahrzeugen sei der nö-
tige Bauraum für Hardware-
Nachrüstungen vorhanden. 
In Betracht kämen rund 
20 000 Fahrzeuge in Städ-

ten, die Schadstoff-Grenz-
werte überschritten. 

Für Diesel-Pkws lehnte 
Scheuer Umrüstungen direkt 
am Motor erneut ab. Er 
sprach von technischen, 
rechtlichen und finanziellen 
Bedenken. dpa

News am AbendDONNERSTAG, 23.8.18 
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 Licht aus für die nächste Lampe 

E igentlich hätte dieses 
Licht schon vor zwei Jah-
ren ausgehen sollen. Da-

mals gab es für die Halogenlam-
pe jedoch noch eine Gnaden-
frist  – jetzt aber ist wirk-
lich Schluss. Vom 1. Sep-
tember an dürfen die 
meisten Halogenleuch-
ten in der EU nicht mehr 
produziert werden – die 
letzte Stufe der EU-Lam-
penverordnung tritt in 
Kraft.

Hinter dem jetzigen 
Auslaufen der Halogen-
lampe steckt – wie schon 
2012 – die sogenannte 
Ökodesign-Richtlinie der 
EU. Sie legt Anforderun-
gen an die Energieeffi-
zienz von Produkten fest. 
Nach und nach sollen 
vor allem jene Produkte 
vom Markt, die beson-
ders viel Strom fressen – 
also schlecht für die Um-
welt sind. Bei der Glüh-
lampe wurden nur etwa fünf Prozent der 
aufgenommenen Energie in Licht umge-
wandelt – ein Trauerspiel für die Energie-
bilanz. Der Verbrauch einer Halogenlam-
pe ist nach Angaben der EU-Kommission 
von 2015 immer noch fünf mal höher als 
der einer LED.

Seit der Novellierung 2009 geht es bei 
der Ökodesign-Richtlinie zudem um Pro-
dukte, die den Energieverbrauch beein-
flussen, etwa Duschköpfe oder Fenster. 
Der Stromverbrauch der Privathaushalte 
soll so gesenkt und stromsparenden Ge-
räten zum Durchbruch verholfen wer-
den. Anstelle der Halogenlampen wer-
den ab September also hauptsächlich 

Energiesparlampen und LEDs in den Re-
galen liegen. Dadurch soll nach Angaben 
der EU-Kommission jährlich so viel 
Strom gespart werden, wie Portugal in ei-
nem Jahr verbraucht. Neben der Glüh-
lampe mussten deshalb unter anderem 
schon bestimmte Staubsauger, Backöfen, 
Kochfelder, Dunstabzugshauben und 
Duschköpfe dran glauben. 

Dabei wird nach Angaben der EU-
Kommission nur vom Markt genommen, 
wofür es einen vernünftigen Ersatz gibt.

Im September 2016 traf das aus Sicht 
der EU-Kommission und der EU-Staaten 

für die nun betroffenen Halo-
genlampen noch nicht zu. Nach 
der Analyse des Lichtmarkts 
und der technischen Entwick-
lungen kam die EU-Kommission 

damals zu dem Schluss, 
dass der 1. September 
2016 zu früh für das Aus-
laufen sei. Deshalb die 
Gnadenfrist.

Und es wird noch im-
mer Ausnahmen geben: 
Für platte Spotlampen, 
wie sie bei Deckenstrah-
lern genutzt werden, so-
wie für jene Halogen-
lampen in Schreibtisch-
lampen oder Flutlich-
tern ist noch kein Ende 
in Sicht. Stattdessen sind 
vor allem die meist bir-
nen- oder kerzenförmi-
gen Leuchten der Ener-
gieklasse D mit ungebün-
deltem Licht betroffen. 
Restbestände dürfen ab 
September zwar noch 
verkauft, aber keine neu-

en Lampen produziert werden.
Die Zukunft gehört stattdessen den 

LED-Leuchten. Darüber waren sich Ex-
perten schon zum Ende der Glühlampe 
2012 einig. Damals waren LEDs aber noch 
deutlich teurer als etwa Energiespar- 
oder Halogenlampen. Seitdem sind die 
Preise stark gesunken – der EU-Kommis-
sion zufolge von 2010 bis 2017 um 75 Pro-
zent. Doch nicht nur der Preis für LEDs 
hat sich geändert, auch ihre Qualität. „Ge-
rade in den letzten zwei bis drei Jahren 
haben sich die technischen Möglichkei-
ten energieeffizienter LED-Lampen stark 
weiterentwickelt“, sagt Jürgen Waldorf 
vom Elektroindustrie-Verband ZVEI. dpa

Lampenwechsel: Die Ökodesign-Richtlinie 
fördert statt Halogen (re.) nun LED. dpa

Als die Produktion der Glühbirne in 
der EU verboten wurde, gab  

es einen Aufschrei. Nun werden  
Halogenlampen ausgeknipst. 

Bis Du ihnen 
auf die Finger
klopfst.

Internetgiganten
haben die 
Wirtschaft
in der Hand.

EU-Kommissarin Margrethe Vestager ermittelt gegen
Google wegen des Verdachts auf Marktmissbrauch 
und u. a. gegen Apple und Starbucks aufgrund 
wettbewerbswidriger Steuerpraktiken. 
Die ganze Geschichte: handelsblatt.com/handeln

Bloomberg / Getty Images

FÜR ALLE, 
DIE HANDELN

News am AbendDONNERSTAG, 23.8.18 
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 Bayer will sich 
„entschieden 
verteidigen“
Bayer-Chef Werner Baumann 
stellt sich gegen das Urteil im ka-
lifornischen Glyphosat-Prozess 
zulasten Monsanto. „Wir sind da-
von überzeugt, dass das Urteil 
der Jury falsch ist. Wir werden 
uns in diesem Fall und auch in 
den weiteren Fällen sehr ent-
schieden verteidigen“, sagte Bau-
mann in einem Interview mit 
dem Handelsblatt. „Die Entschei-
dung der Jury steht im Wider-

spruch zu bestehen-
den wissen-

schaftlichen 
Erkenntnis-
sen, jahr-
zehntelangen 

praktischen 
Erfahrungen 

und den Einschät-
zungen von Regulie-

rungsbehörden weltweit.“
Ein Geschworenengericht in 

San Francisco hatte die neue Bay-
er-Tochter Monsanto vor zwei 
Wochen zu einer Zahlung von 
289 Millionen Dollar an einen 
krebskranken Mann verurteilt. 

Dieser hatte seine Erkrankung 
auf den regelmäßigen Umgang 
mit dem Monsanto-Unkrautver-
nichter Glyphosat zurückgeführt. 
Die Bayer-Aktie brach daraufhin 
massiv ein, weil die Investoren 
hohe Strafzahlungen aus den 
weiteren Prozessen fürchten. 
Mehr als 5200 Klagen sind an-
hängig. Es gebe wegen des Urteils 
keinen Grund, jetzt in Nervosität 
oder operative Hektik auszubre-
chen, sagte Baumann im Inter-
view weiter. HB

20 000 Stellen bei Siemens in Gefahr
 Der Umbau von Siemens könnte einem Maga-
zinbericht zufolge 20 000 Arbeitsplätze über-
flüssig machen. Das habe Vorstandschef Joe 
Kaeser in Einzelgesprächen mit Investoren ge-
sagt, berichtete das „Manager Magazin“ heute. 
Der Abbau beziehe sich nur auf Querschnitts-
funktionen in der Zentrale wie Personal, Finan-
zen oder Recht, hieß es in dem Bericht. Siemens 
hatte Anfang August erklärt, die Effizienz in die-
sen Funktionen deutlich steigern zu wollen. 

 Linde und Praxair erhalten Okay aus Brasilien
Linde und Praxair haben eine Hürde auf dem 
Weg zum größten Industriegasehersteller über-
wunden. Man habe die Zustimmung der Kartell-
behörden in Brasilien bekommen, teilten die bei-
den Unternehmen heute mit. Doch auch dort 
müssen sich Linde und Praxair als Auflage von 
Unternehmensteilen trennen: Linde würde das 
gesamte Brasilien-Geschäft abgeben, wenn die 
Fusion zustandekommen, sagte ein Sprecher in 
München.

Amazon-Rivale Alibaba steigert Erlöse
Chinas größter Onlinehändler Alibaba hat im ab-
gelaufenen Quartal deutlich mehr erlöst. Der 
Umsatz stieg im Vergleich zum Vorjahr um 
61 Prozent auf knapp 81 Milliarden Yuan 
(10,2 Milliarden Euro), wie der Amazon-Konkur-
rent heute mitteilte. Vor allem das Kerngeschäft 
mit dem Internet-Handel und der Bezahlplatt-
form Alipay brummte. Die Rendite schrumpfte 
aber, weil der Konzern stark in Offline-Geschäf-
te, Logistik und Cloud-Computing investierte. 

Facebook-App fällt bei Apple durch
Facebooks Sicherheitsapp Onavo Protect, die 
nebenbei Informationen über die Nutzung ande-
rer Anwendungen sammelte, ist aus Apples 
App-Store für iPhone und iPad geflogen. Dem 
„Wall Street Journal“ zufolge zog Facebook die 
Anwendung auf Druck von Apple zurück. Der 
iPhone-Konzern schreibt vor, dass App-Entwick-
ler keine Informationen über die Nutzung ande-
rer Anwendungen auf den Geräten sammeln 
und erhobene Daten nur für den Funktions-
zweck der App verwendet werden.

 Australien schließt Huawei als 5G-Ausrüster aus
Australiens Regierung hat mit 
Verweis auf Sicherheitsrisiken 
dem chinesischen Netzwerk-
bauer Huawei eine Beteiligung 
am Aufbau des Netzes für den 
neuen Mobilfunkstandard 5G 
untersagt. Firmen, bei denen es 
wahrscheinlich sei, dass sie von 
ausländischen Regierungen be-
einflusst würden, könnten das 

nationale Mobilfunknetz anfäl-
lig für unerlaubten Zugriff und 
Störungen machen, teilte die 
Regierung heute mit. Dies stelle 
eine Gefahr für die nationale Si-
cherheit dar. 

Zwar wurden in der Meldung 
keine Firmennamen genannt, 
jedoch bestätigte ein Regie-
rungsinsider gegenüber Reu-

ters, dass die Maßnahme auf 
Huawei abziele. Der weltgrößte 
Netzwerkausrüster und inzwi-
schen auch drittgrößte 
Smartphonehersteller erklärte 
selbst über Twitter, ihnen sei ei-
ne Beteiligung untersagt wor-
den. Dies sei auch beim chinesi-
schen Rivalen ZTE der Fall. Von 
der Maßnahme dürften die eu-

ropäischen Konkurrenten 
Ericsson und Nokia profitieren.

 Mit der Huawei-Blockade 
schließt sich Australien den USA 
an. Dort wurden die Chinesen 
von den meisten Geschäften 
ausgeschlossen. Verizon und 
AT&T haben Pläne zurückgezo-
gen, Huawei-Smartphones in 
den Handel zu bringen. rtr

D ie Deutsche Bahn will sich mit ih-
rem Glasfasernetz am Ausbau des 
schnellen Internets in Deutsch-

land beteiligen. „Wir haben an unseren 
33 000 Kilometern Streckennetz bisher 
18 500 Kilometer mit Glasfaser ausgerüstet. 
Diese Glasfasern sind nicht vollständig von 
der Bahn ausgelastet“, sagte Bahn-Chef Ri-
chard Lutz der Funke-Mediengruppe.

Derzeit komme der Breitbandausbau 
nicht so schnell voran wie gewünscht. „Wir 
als Bahn könnten also unser Glasfasernetz 
vermarkten und so Teil der Lösung werden, 
so Lutz“ Die Vermarktung könnte der Deut-
schen Bahn eine Milliardensumme einbrin-
gen. „Und mit diesen zusätzlichen Mitteln 
könnte man den weiteren Ausbau des Breit-
bandnetzes mitfinanzieren“, sagte der 
Bahnchef. Damit bestätigt das bundeseige-
ne Unternehmen Berichte über eine Öff-
nung des Netzes für andere Dienste.

Zuvor hatte der „Spiegel“ berichtet, dass 
die Bahn ihr Glasfasernetz für den Breit-
bandausbau anbieten wolle und nach ei-
nem Partner in der Telekommunikations-
branche suche. Die Mobilfunkbetreiber 
bräuchten dringend Glasfaserverbindun-
gen, um das neue 5G-Mobilfunknetz aufzu-
bauen. Die Empfangsstationen dieses ultra-
schnellen Funknetzes benötigten zum Da-
tentransfer Breitbandkabel und -schächte, 
wie sie die Bahn habe. Die Lizenzen für das 
5G-Netz will der Bund im kommenden Jahr 
versteigern.

Bahnchef Lutz kündigte außerdem an, 
die Ticketpreise im Fernverkehr auch in 
diesem Jahr wieder zu erhören. Der geplan-
te Anstieg solle jedoch nicht zu stark ausfal-
len. Angestrebt werde eine Preissteigerung 
unter dem Niveau der allgemeinen Teue-
rung in Deutschland. „Im Durchschnitt wer-
den die Preise des Fernverkehrs deutlich 
unterhalb der Inflationsrate steigen, die 
derzeit bei rund zwei Prozent liegt.“ Ziel sei 
es, die Auslastung der Züge zu verbessern. 
Die Pünktlichkeit der Bahn will Lutz zudem 
vor allem durch die Digitalisierung der 
Strecken verbessern. dpa

Glasfaserkabel: Auf 18 500 Kilometern hat 
die Bahn ihr Netz bereits ausgerüstet. dpa

► Konzern will Glasfasern entlang 
Schienen vermarkten. 

► Miete von Mobilfunkanbietern 
könnte Milliarden einbringen.

 Bahn mischt beim  
Breitbandausbau mit 

dp
a
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 Ryanair einigt sich  
mit irischen Piloten
Die Billigairline Ryanair hat 
sich mit der Gewerkschaft 
Forsa im Streit um Arbeitsbe-
dingungen für irische Piloten 
geeinigt. Das teilten beide 
Seiten heute mit. „Nach einer 
22-stündigen Verhandlungs-
phase, die am Mittwochmor-
gen begonnen hatte und am 
Donnerstagfrüh endete, ist 
eine Einigung zwischen For-
sa und Ryanair im Piloten-
Streit erzielt worden“, hieß es 
in einer Mitteilung der Ge-
werkschaft. Kurz darauf be-
stätigte auch Ryanair den 
Durchbruch.

Details wurden zunächst 
nicht bekannt. Zuerst sollten 
die Piloten über den Kom-
promiss abstimmen. Darauf 
hätten sich beide Seiten geei-
nigt, hieß es übereinstim-

mend. Erst danach soll das 
Ergebnis der Verhandlungen 
dem Ryanair-Vorstand vorge-
legt werden.

Gestritten wurde unter an-
derem über Urlaub, Statio-
nierungen und Aufstiegs-
möglichkeiten. In Irland hat-
te das zu fünf Streiktagen 
von 100 der rund 350 in dem 
Land stationierten Ryanair-
Piloten geführt.

Auch in Deutschland und 
anderen europäischen Län-
dern liegt Ryanair mit seinen 
Piloten im Clinch. Mitte Au-
gust hatte der Streit der Air-
line den größten Piloten-
streik in ihrer Geschichte be-
schert. Etwa 55 000 Passa-
giere waren von dem 
24-stündigen Ausstand be-
troffen. dpa

 Deutsche Flughäfen 
verzeichnen Passagierrekord 
Trotz der Nachwehen der Air-
Berlin-Pleite ist die Zahl der von 
deutschen Flughäfen startenden 
Passagiere auf den höchsten 
Stand in einem ersten Halbjahr 
gestiegen. Nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes von 
heute reisten in den ersten sechs 
Monaten 56,5 Millionen Menschen 
von deutschen Hauptverkehrs-
flughäfen ab. Das waren 2,5 Pro-
zent mehr im Vorjahreszeitraum.

 Eurowings nimmt letzten 
Air-Berlin-Flieger in Betrieb
Die Lufthansa-Tochter Eurowings 
schließt die Integration von 77 
Flugzeugen der pleite gegange-
nen Air Berlin Ende August tech-
nisch ab. Am Montag werde die 
letzte Maschine, ein geleaster 
Airbus A320, in Betrieb genom-
men, teilte die Billigfluglinie der 
Lufthansa heute mit. Das Integra-
tionsprojekt sei in einer Rekord-
zeit von nur neun Monaten abge-
schlossen worden, erklärte Euro-
wings-Chef Thorsten Dirks. 

Güter- und Containerumschlag 
im Hamburger Hafen rückläufig 
Der Güterumschlag im Hambur-
ger Hafen ist weiter zurückge-
gangen. Er verrin-
gerte sich im 
ersten Halbjahr 
2018 um 4,9 
Prozent auf 
66,5 Millionen 
Tonnen, wie die 
Marketing-Ge-
sellschaft des Ha-
fens heute mitteilte. Dabei gab 
der wichtige Containerumschlag 
um 2,7 Prozent auf 4,3 Millionen 
Standardcontainer (TEU) nach. 

 Warenhaus-Fusion im 
September möglich 
Die Verhandlungen über eine 
Fusion der Warenhauskon-
zerne Karstadt und Kaufhof 
nähern sich der Zielgeraden. 
Nach Informationen von In-
sidern könnten die Verträge 
zwischen dem kanadischen 
Kaufhof-Mutterkonzern 
Hudsons‘s Bay Company 
(HBC) und der Signa-Gruppe 
von Karstadt-Eigentümer Re-
né Benko bereits im Septem-
ber unterzeichnet werden. 
Signa soll demnach 50,1 Pro-
zent des Gemeinschaftsun-

ternehmens und damit auch 
die Führung des neuen Wa-
renhausriesen übernehmen. 
Zuvor hatte das „Manager 
Magazin“ darüber berichtet. 

Demnach verständigten 
sich beide Seiten zudem auf 
eine Bestandsgarantie für 
die Kaufhof-Warenhäuser. 
Ausgenommen von der für 
zwei Jahre geltenden Zusage 
seien aber neun Standorte 
von Kaufhof und Karstadt, 
deren Mietverträge bald 
ausliefen. dpa/rtr

 VW treibt Digitalisierung voran

Markus Fasse Berlin

I m Umbruch der Autobranche hin 
zu E-Mobilität und Digitalisierung 
will Volkswagen Milliarden in die 

Vernetzung seiner Autos stecken. 3,5 
Milliarden Euro sollten bis 2025 in eine 
Digitalisierungsoffensive fließen, kün-
digte der Konzern heute in Berlin an. 
Mit digitalen Angeboten und Diensten 
sollten künftig hohe Umsätze erzielt 
werden. VW plant mit Blick auf das nö-
tige Software-Know-how auch Koope-
rationen und Übernahmen. Autos wür-
den „zunehmend zu digitalen Devices 

auf Rädern“, sagte Marken-Vertriebs-
vorstand Jürgen Stackmann. Strategie-
chef Michael Jost erklärte: „Um diese 
Entwicklung zu meistern, müssen wir 
das Auto ein Stück weit neu erfinden.“

Nach langem Zögern steigt der VW-
Konzern darum auch in das Carsharing 
ein. Der Konzern will unter der Marke 
„We Share“ im zweiten Halbjahr 2019 in 
Berlin 1500 E-Golf auf die Straße schi-
cken, später sollen weitere 500 Klein-
wagen des Modells „up“ folgen. In ei-
nem zweiten Schritt soll das Angebot 
auf weitere deutsche Städte ausgewei-
tet werden, später will VW auch nach 
Kanada und in die USA gehen.

Der Einstieg in das Carsharing war 
im VW-Konzern immer wieder verscho-
ben worden. Die Wolfsburger sind spät 
dran. Die Konkurrenten BMW und 
Daimler betreiben ihre Flotten „Drive 

now“ und „Car2go“ schon seit Jahren in 
Metropolen wie München, Hamburg 
oder Berlin. Nun sollen beide Projekte 
sogar zusammengelegt werden. Auch 
digitale Serviceplattformen sind bei 
Daimler und BMW mit „Mercedes Me“ 
und „BMW Connected Drive“ schon 
seit einigen Jahren etabliert.

Der Aufbau einer Carsharing-Tochter 
bei VW ist Teil einer Digitalisierungsof-
fensive, die VW-Chef Herbert Diess An-
fang der Woche im Handelsblatt ange-
kündigt hat. Volkswagen will künftig 
nicht mehr nur ein Hersteller von Au-
tos sein, sondern sich zu einem „Mobi-
litätsdienstleister mit voll vernetzter 
Fahrzeugflotte weiterentwickeln“, sagt 
VW-Markenchef Stackmann. Dazu ge-
höre auch die Entwicklung einer völlig 
neuen IT-Architektur für die Autos der 
Zukunft. 

►  Automarke investiert  
3,5 Milliarden Euro bis 2025.

►  Carsharing-Dienst soll mit 
E-Autos in Berlin starten. 

Elektrischer Golf: Mit 
zunächst 1500 Fahr-
zeugen will Volkswa-
gen das neue Ange-
bot „We Share“ auf-
bauen. dpa

Hohe Kosten für Umbau belasten ADAC
Der ADAC-Konzern hat im 
vergangenen Jahr wegen ho-
her Kosten für seine Um-
strukturierung einen Ge-
winnrückgang verbuchen 
müssen. Der Überschuss 

sank um fast 11 Prozent auf 
63,3 Millionen Euro, wie das 
Unternehmen heute in Mün-
chen berichtete. Gründe wa-
ren kräftig gestiegene Perso-
nalkosten und höhere Steu-

ern, weil Versicherungsge-
schäfte nicht mehr – wie bis-
her günstiger – unter dem 
Dach des gemeinnützigen 
Vereins geführt werden 
konnten. 

Der ADAC richtet sich auf 
die drei Säulen Autofahrer-
verein, Aktiengesellschaft 
und Stiftung aus und hat 
dem Konzern einen Spar-
kurs verordnet. dpa dp

a
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 BÖRSE AKTUELL
 Nach den Kursgewinnen in den 
vergangenen Tagen haben sich 
Anleger heute eine Ver-
schnaufpause gegönnt. Vor al-
lem der seit Monaten schwe-
lende Handelsstreits zwischen 
China und den USA drückte die 
Stimmung. „Ein Ende des Han-
delskonflikts ist nicht in Sicht“, 
sagte Analyst Christian Henke 
vom Brokerhaus IG. „Die Spira-
le von Zöllen und Gegenzöllen 
dreht sich munter weiter.“ Der 
Dax notierte am Mittag leicht 
im Minus bei 12 368 Punkten. 
Am Devisenmarkt zogen sich 
Anleger aus dem Euro zurück 
und investierten verstärkt in 
den Dollar. Den Rücken kehr-
ten Anleger der türkischen Lira 
zu, nachdem Ankara den USA 
vorgeworfen hat, einen geziel-
ten Wirtschaftskrieg gegen die 
Türkei zu führen. 
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 Allianz zahlt viel mehr für 
Katastrophenschäden aus 
Herbststürme und Unwetter ha-
ben die Kosten der Allianz 
Deutschland für Katastrophen-
schäden 2017 deutlich nach oben 
getrieben. Die Auszahlungen an 
Versicherungskunden stiegen im 
vergangenen Jahr um 63 Prozent 
auf 485 Millionen Euro, erklärte 
das Unternehmen heute. Die Zahl 
der Schäden habe sich binnen 
Jahresfrist gar auf über 300 000 
fast verdoppelt.

Sparkassen steigern 
Kreditneugeschäft deutlich
 Die gute Konjunktur schiebt das 
Kreditgeschäft der deutschen 
Sparkassen spürbar an. Die 385 
Institute sagten im ersten Halb-
jahr insgesamt neue Darlehen 
über 77,9 Milliarden Euro zu und 
damit vier Prozent mehr als vor 
Jahresfrist, wie der Deutschen 
Sparkassen- und Giroverband 
(DSGV) heute mitteilte. Im Ge-
schäft mit Unternehmen und 
Selbstständigen gab es sogar ein 
Plus von knapp sechs Prozent auf 
43,4 Milliarden Euro. 

Ex-Bär-Banker bekennt sich 
 in Geldwäschefall schuldig
 Ein Ex-Banker des Schweizer Ver-
mögensverwalters Julius Bär hat 
sich vor einem US-Gericht der 
Geldwäsche schuldig bekannt. 
Der 44-jährige deutsche Staats-
bürger räumte ein, an einem mil-
liardenschweren Fall in Zusam-
menhang mit Geldern beteiligt 
gewesen zu sein, die vom vene-
zolanischen Ölkonzern PDVSA 
veruntreut worden waren. Das 
teilte das US-Justizministerium in 
der Nacht mit. Der Banker hatte 
in Panama gearbeitet. Quelle: Bloomberg
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K ommt der Mega-Börsen-
gang oder kommt er nicht? 
Gestern berichtete die 

Nachrichtenagentur Reuters unter 
Berufung auf vier Brancheninsider, 
dass Saudi-Arabien die Emission des 
staatlichen Ölkonzerns Aramco ab-
geblasen habe. 

Doch in der Nacht wies Saudi-Ara-
bien diesen Bericht zurück. Die Re-
gierung hält demnach am geplanten 
Börsengang fest. Khalid al-Falih, sau-
discher Minister für Energie und In-
dustrie sowie Vorsitzender von Sau-
di Aramco, sagte in der Erklärung: 
„Die Regierung bleibt dem Börsen-

gang von Saudi Aramco zu einer Zeit 
ihrer Wahl verpflichtet, wenn die Be-
dingungen optimal sind.“ Die Plat-
zierung eines Fünf-Prozent-Anteils 
an Aramco hätte nach den Vorstel-
lungen von Kronprinz Mohammed 
bin Salman bis zu 100 Milliarden 
Dollar einbringen sollen.

Reuters berichtete dagegen, dass 
die Berater, die das Listing vorberei-
ten sollten, von ihren Aufgaben ent-
bunden worden sind . „Die Entschei-
dung ist schon vor einiger Zeit gefal-
len, aber das darf niemand sagen“, 
zitierte die Nachrichtenagentur ei-
nen saudi-arabischer Insider. Des-
halb bewegten sich die Äußerungen 
nur langsam in diese Richtung. „Erst 
Verzögerung, dann Absage.“ Das 
Budget, das Aramco für die Vorbe-
reitungen des Börsengangs einge-
räumt worden war, sei nicht über Ju-
ni hinaus verlängert worden. 

Federführend organisieren soll-
ten den Börsengang die Investment-

banken JP Morgan und Morgan 
Stanley aus den USA sowie die briti-
sche HSBC. Mehrere ausländische 
Börsen – unter anderem London, 
New York und Hongkong – hatten 
um die Rolle als zweiter Börsenplatz 
neben Riad gebuhlt. Doch ein Lis-
ting war bereits im März verworfen 

worden, weil damit zu hohe Risiken 
verbunden seien. Denn unter den 
potenziellen Anlegern wuchsen 
Zweifel, ob der Ölriese wirklich zwei 
Billionen Dollar wert sei. Die saudi-
sche Börse dagegen ist zu klein und 
könnte höchstens einen Bruchteil 
des Aktienpakets aufnehmen.

Khalid al-Falih: Der saudische Minister für Energie und Industrie beteuert, 
am Börsengang des staatlichen Ölkonzerns festzuhalten. ap

 Mega-Börsengang 
auf der Kippe
►  Laut Insidern wird der IPO 

von Aramco abgeblasen.

► Saudi Arabien bekräftigt 
Pläne für Öl-Giganten. 

Weidmann: Ausstieg aus ultralockerer Geldpolitik zieht sich
 Bundesbank-Präsident Jens 
Weidmann rechnet nur 
mit einer langsamen 
Abkehr von der 
ultralockeren 
Geldpolitik im 
Euro-Raum. 
Dieser Norma-
lisierungspro-
zess werde wahr-
scheinlich in den 
nächsten Jahren nur 

graduell verlaufen, sagte 
Weidmann heute in Berlin 

beim Verein der aus-
ländischen Pres-

se in Deutsch-
land (VAP). Die 
Anleihenkäufe 
zu beenden, 

sei lediglich der 
erste Schritt. „Da-

her war es wichtig, 
den Beginn dieses Pro-

zesses nun auch tatsächlich 
anzukündigen und nicht un-
nötig hinauszuzögern.“ Die 
nächsten Schritte würden 
von der Konjunktur- und 
Preisentwicklung abhängen. 

Die EZB hatte in Aussicht 
gestellt, ihre inzwischen auf 
2,6 Billionen Euro angeleg-
ten Anleihenkäufe bis 
Jahresende einzustellen. 
Weidmann stand den Käu-

fen stets kritisch gegenüber. 
Ihre Leitzinsen will die EZB 
noch bis mindestens über 
den Sommer 2019 hinweg 
nicht antasten. Sie hält den 
Schlüsselsatz seit März 2016 
auf dem Rekordtief von 0,0 
Prozent.

In seiner Rede ging Weid-
mann nicht auf einen Be-
richt des Handelsblatt ein, 
wonach Bundeskanzlerin 

Angela Merkel ihre Prioritä-
ten bei den 2019 anstehen-
den Neubesetzungen von 
europäischen Spitzenäm-
tern geändert hat. Dem Be-
richt zufolge will Merkel lie-
ber die Position des EU-
Kommissionschefs mit ei-
nem Deutschen besetzen 
anstatt Weidmann ins Ren-
nen um den EZB-Chefpos-
ten zu schicken. rtrrt

r
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 SMALL TALK 
Umweltpreis für Abwasserforscher
Eine renommierte Meeresbiologin und ein 
interdisziplinäres Expertenteam aus Ab-
wasserforschern bekommen in diesem 
Jahr die höchstdotierte Umweltauszeich-
nung Europas. Den mit 500 000 Euro do-
tierten Deutschen Umweltpreis teilen sich 
Antje Boetius vom Alfred-Wegener-Insti-
tut Helmholtz-Zentrum für Polar- und 
Meeresforschung sowie Roland Müller, 
Manfred van Afferden und Mi-Yong Lee 
vom Helmholtz-Zentrum für Umweltfor-
schung Leipzig samt Initiator Wolf-Micha-
el Hirschfeld. Die Abwasserforscher hätten 
die Vision „Sauberes Wasser für alle“ bei 
einem Projekt in Jordanien zu einem greif-
baren Ziel werden lassen, teilte die Deut-
sche Bundesstiftung Umwelt (DBU) mit.

Büdchen und Trinkhalle sterben aus
In Deutschland gibt es immer weniger 
Kioske. Rund 2000 seien in den vergan-
genen zehn Jahren verschwunden, 

schätzt der 
Handelsver-
band Deutsch-
land (HDE). 
Heute gebe es 
noch rund 
23 500. Der 
Umsatz liege 

bei geschätzten 7,5 Milliarden Euro, sagte 
Olaf Roik vom HDE. Das Geschäft steht 
mit den länger geöffneten Supermärkten 
in harter Konkurrenz.

Zehn Tonnen Crystal Meth sichergestellt
Die mexikanische Armee hat im Bundes-
staat Sinaloa an der Westküste des Lan-
des zehn Tonnen festes und flüssiges 
Crystal Meth sichergestellt. Die syntheti-
sche Droge sei in einem ländlichen Be-
reich nahe der Stadt Culiacán verladefer-
tig verpackt gewesen und weise einen 
hohen Reinheitsgrad auf, teilte die Mari-
ne gestern mit. Das hirnschädigende Me-
thamphetamin macht rasch abhängig. 

SPORT-TICKER 
WM-Vorfreude: Nach seinem WM-Hat-
trick im Vorjahr ist Deutschlands Top-Ka-
nute Sebastian Brendel mit großen Er-
wartungen zur Weltmeisterschaft gereist. 
„Ich hoffe, sie wird so gut wie im vergan-
genen Jahr“, 
sagte der 
Potsdamer. 
Für den acht-
fachen Welt-
meister sind 
die Wett-
kämpfe im 
portugiesi-
schen Montemor-o-Velho die neunten in-
terkontinentalen Titelkämpfe. Brendel 
geht ab morgen als Favorit im Einer-Ca-
nadier über 1000 Meter an den Start.

Streiklust: Die Fußballprofis der spani-
schen Primera División wehren sich ge-
gen die Pläne für Liga-Spiele in den USA. 
Nach einem Treffen mit Kapitänen von 
Erstligavereinen gestern am späten 
Abend in Madrid bezeichnete der Präsi-
dent der spanischen Spielergewerkschaft 
AFE, David Aganzo, die Pläne der LaLiga 
als „verrückt“. Er drohte mit einem Streik, 
falls die Liga ihre Pläne weiter verfolgt. 
Am Treffen nahmen unter anderem die 
Nationalspieler Sergio Ramos und Sergio 
Busquets teil.

Millionen-Spaß: Anfang der 2000er-Jah-
re waren Tiger Woods und Phil Mickelson 
erbitterte Konkurrenten auf dem Golf-
platz, jetzt tragen sie ihre nicht mehr ganz 
so ernste Fehde in einem millionenschwe-
ren Privat-Duell aus. Die US-Super-
stars spielen am 23. No-
vember bei einem 
Showmatch in Las 
Vegas um neun 
Millionen Dollar. 
Der Sieger be-
kommt die gesam-
te Summe.dp
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Russland tanzt an die 
Tango-Weltspitze 
Ein russisches Paar hat die Weltmeister-
schaft im Bühnentango gewonnen. Dmitri 
Wasin und Sagdiana Chamzina siegten ges-
tern Abend in der Endrunde im Luna-Park-
Stadion von Buenos Aires vor rund 6000 
Zuschauern. Ein kolumbianisches Paar kam 
auf den zweiten Platz. Den dritten Platz 
belegte ein argentinisches Paar. Insgesamt 
nahmen 700 Paare aus 31 Ländern an der 
Tango-WM teil. Die wenigen deutschen 
Paare kamen nicht in die Endrunden. Beim 
internationalen Tango-Festival und der da-
mit verknüpften WM mit 650 000 Zu-
schauern traten seit 9. August rund 2000 
Musiker und Tänzer auf. dpa/Foto: ap

Schiffe durchqueren die Arktis

E isberge, Schneestürme, klirrende 
Kälte – lange Zeit wagten sich nur 
Abenteurer und Forscher in die 

Arktis. Doch durch den Klimawandel sind 
einst unzugängliche Seewege inzwischen 
im Sommer regelmäßig befahrbar. Das 
macht den hohen Norden für Frachtschiffe 
und auch für Kreuzfahrer interessant. Vor 
wenigen Tagen hat die weltgrößte Contai-
ner-Reederei Maersk Line aus Dänemark 
angekündigt, erstmals ein Containerschiff 
über die Nordostpassage von Wladiwostok 
nach St. Petersburg zu schicken.

Seit Anfang der 2000er-Jahre geht das 
arktische Meereis im Sommer drastisch zu-

rück. Besonders deutlich wurde das bereits 
am 29. August 2008: Erstmals waren die 
Nordost- und die Nordwestpassage gleich-
zeitig eisfrei, wie das Bremerhavener Al-
fred-Wegener-Institut für Polar- und Mee-
resforschung (AWI) mitteilte.

Seitdem hätten sich die Zeiten im Som-
mer verlängert, wo beide Strecken 
für Schiffe ohne Unterstützung 
von Eisbrechern befahrbar 
seien, sagt der AWI-Meereis-
Experte Christian Haas und 
prognostiziert: „Das wird 
sich weiter ausweiten.“ Al-
lerdings gebe es von Jahr zu 
Jahr Schwankungen. Wie 
stark die Erwärmung rund um 
den Nordpol voranschreiten wird, 
kann kein Klimaexperte genau sagen. 
Aber: „Alle sind sich einig, dass die Arktis in 
den nächsten 30 bis 50 Jahren eisfrei sein 

wird“, sagt Haas. „Das führt zu einem An-
stieg der Schifffahrt im Allgemeinen.“ 

Als eisfrei bezeichnen Forscher die Arktis, 
wenn die Eisbedeckung im Sommer unter 
eine Million Quadratkilometer sinkt. Zum 
Vergleich: Beim bisherigen Minusrekord im 
Jahr 2012 lag sie bei 3,6 Millionen Quadratki-

lometern. In diesem Jahr erwarten 
Haas und seine Kollegen, dass 4,5 

Millionen Quadratkilometer der 
Arktis mit Meereis bedeckt 
sind. Ob die Nordwestpassa-
ge dann eisfrei sein wird, ist 
noch unklar. Der etwa 5800 

lange Seeweg verläuft nord-
östlich des amerikanischen 

Kontinents und verbindet den At-
lantik mit dem Pazifik. Die Nordost-

passage dagegen ermöglicht Schiffen, nörd-
lich des asiatischen Festlands vom Atlantik 
in den Pazifik zu gelangen. dpa/HB/Foto: dpa

► Das Eis im Nordpolarmeer 
schwindet in rasantem Tempo.

► Handelsschiffe wählen häufiger 
bislang unbefahrbare Routen.
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